
4 WIRTSCHAFT Montag, 9. März 2020

IW-Studie:
Ungleichheit
wächst nicht

Köln. Die Ungleichheit bei Ein-
kommen und Vermögen in
Deutschland hat nach einer
IW-Studie nicht weiter zugenom-
men. Seit dem Jahr 2005 schwan-
ke die Ungleichheit in den ver-
fügbaren Haushaltseinkommen
auf einem nahezu unveränderten
Niveau und sei nach aktueller Da-
tenlage im Jahr 2017 auch nicht
signifikant höher als 2009. Das
geht aus einer am Sonntag vorge-
legten Studie des arbeitgeberna-
hen Instituts der deutschen Wirt-
schaft (IW) hervor. Auch die Ver-
teilung des Nettovermögens sei
bemerkenswert stabil.

„Angesichts der gesellschaftli-
chen Herausforderungen der letz-
ten Jahre ist dies als Erfolg zu
werten“, schreiben die IW-For-
scher. Kritisch seien weiter die
relativ hohen Niedrigeinkom-
mensquoten in Ostdeutschland
und der Menschen mit einem Mi-
grationshintergrund.

Zur Verteilung der Einkommen
und Vermögen in Deutschland
gibt es unterschiedliche Ansich-
ten. Als weitgehend unstrittig gilt,
dass bis 2005 die Ungleichheit
stark zugenommen hatte. Über
die Folgejahren herrscht dagegen
Dissens. So hatte etwa das Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaft-
liche Instituts der gewerkschafts-
nahen Hans-Böckler-Stiftung er-
mittelt, dass sich die Schere zwi-
schen Wohlhabenden und unteren
Einkommensgruppen in den ver-
gangenen Jahren weiter geöffnet
habe. dpa

Vermögen Bei Verteilung
von Einkommen und
Besitz soll die Schere in
der Gesellschaft nicht
weiter auseinandergehen.

Deutsche Bahn
Tochter Arriva ist
weiterhin zu haben
Frankfurt/Main. Die Deutsche
Bahn hält an den Verkaufsplänen
für ihre Logistik-Tochter Arriva
fest, verschiebt aber den Börsen-
gang. „Es ist völlig klar, dass wir
Arriva verkaufen wollen – ob über
die Börse oder an sonstige Bieter,
ist zweitrangig, entscheidend ist
der Preis“, sagte Finanzvorstand
Levin Holle der „Frankfurter All-
gemeinen Sonntagszeitung“.

Holle nannte als einen Grund
„zahlreiche offene Handels- und
Steuerfragen im Zusammenhang
mit dem Brexit“. dpa

HoheStrafen
drohen

München. Zehn Autoherstellern
drohen einer Studie zufolge
nächstes Jahr EU-Strafen von zu-
sammen 3,3 Mrd. € wegen hoher
CO2-Werte. Kurzfristige Maßnah-
men wie Rabatte für ihre elektri-
fizierten oder besonders sparsa-
men Autos könnten das kaum
noch abfedern, erklärten die
Branchenexperten der Unterneh-
mensberatung Deloitte in Mün-
chen. Die Namen der Autobauer
wurden nicht genannt.

Vergangenes Jahr stießen Neu-
wagen im EU-Schnitt 108 Gramm
CO2 je Kilometer aus. Seit Januar
schreibt die EU zum Klimaschutz
einen Höchstwert von 95 Gramm
vor. Große, schwere Autos dürfen
etwas mehr ausstoßen. Dieses
Jahr können die Hersteller die
5 Prozent ihrer Flotte mit den
schlechtesten Werten bei der Be-
rechnung noch außen vor lassen
– aber 2021 wird es ernst. Für je-
des Gramm über dem Grenzwert
werden 95 € fällig – für jedes ver-
kaufte Auto. dpa

Autobauer CO2-Grenze ist
kaum zu schaffen. Das
könnte Milliarden kosten.
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InlandInland Ins ausländische Festnetz
Uhrzeit Vorwahl Tarif Vorwahl Tarif Uhrzeit Vorwahl Tarif Vorwahl Tarif Land Vorwahl Tarif Vorwahl Tarif Land Vorwahl Tarif Vorwahl Tarif
Montag bis Freitag
Ortsgespräche

Samstag und Sonntag*

Ortsgespräche
Täglich 24 Stunden

Ferngespräche Ferngespräche

Festnetz zumdt.Mobilfunknetz: Täglich 24Stunden

* sowie an bundeseinheitlichen Feiertagen .
Abrechnung in Cent/Minute. Anbieter können Tarife kurzfristig ändern. Nutzung nur von einem Festnetzanschluss der Dt. Telekom möglich. Angaben ohne Gewähr. Quelle: Stand: 06.03.2020

Australien
Belgien
Bosnien
Dänemark
Finnland
Frankreich
Griechenland
Großbritannien
Irland
Israel
Italien
Kroatien
Niederlande
Norwegen

Österreich
Polen
Portugal
Rumänien
Russland
Schweden
Schweiz
Slowakei
Slowenien
Spanien
Tschechien
Türkei
Ungarn
USA

Pfand auf alle Flaschen
Grünen-Fraktionschef Anton Ho-
freiter hat eine Pfandpflicht für
alle Plastikflaschen gefordert. Es
sei absurd, dass auf Wasser in
Plastikflaschen Einwegpfand er-
hoben wird, auf eine Apfelsaftfla-
sche aus Plastik aber nicht.

Mobilität erforschen
Bundesverkehrsminister Andre-
as Scheuer (CSU) plant ein For-
schungszentrum zur Mobilität
der Zukunft in München für 500
Mio. €. Dort sollen Antworten
darauf gefunden werden, „wie
sich Menschen in Zukunft fortbe-
wegen wollen und wie Waren
transportiert werden“, sagte er
dem „Münchner Merkur“.

Luftfahrt
fordert Hilfen

Berlin. Der Bundesverband der
Deutschen Luftverkehrswirt-
schaft sieht wegen der Auswir-
kungen der Corona-Epidemie ei-
nen immensen wirtschaftlichen
Schaden für die Branche. Haupt-
geschäftsführer Matthias von
Randow sagte, es sei jetzt schon
sichtbar, dass die Folgen der Co-
rona-Krise auf den Luftverkehr
gravierender seien als bei ver-
gleichbaren Krisen. Deswegen
müsse die Politik die Unterneh-
men unterstützen, „damit diese
ein für Deutschland wichtiges
Mobilitätsangebot aufrecht erhal-
ten und gravierende Strukturbrü-
che in der Luftverkehrswirtschaft
vermieden werden können“.

Außerdem solle die sogenann-
te 80/20-Regel für die Slotverga-
be an slotkoordinierten Flughä-
fen zeitlich befristet ausgesetzt
werden: Wenn Airlines zu be-
stimmten Zeiten weniger fliegen,
kann die Erlaubnis verfallen und
gegebenenfalls an einen Wettbe-
werber gehen. dpa

Corona Experte spricht
von nie dagewesener Krise
für die Branche.

Millionen Euro Bußgeld hat die
US-Luftfahrtaufsicht FAA von Boeing
wegen nicht zugelassener Bauteile ge-
fordert. Der Flugzeugbauer soll in 791
Jets der 737-Baureihe bestimmte Sen-
soren eingebaut zu haben, die noch
nicht genehmigt worden waren. Dabei
gehe es aber nicht um ein Sicherheits-
problem, sondern um Versäumnisse bei
der Zertifizierung, erklärte Boeing. dpa

ZAHL DES TAGES
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D ie Digitalisierung ver-
braucht jetzt schon so
viel Strom wie der ge-
samte Flugverkehr. Und

die Entwicklung geht weiter. Um-
weltministerin Svenja Schulze
(SPD) will eingreifen, bevor das
Internet zum Klimakiller wird.

Frau Schulze, haben Sie ein schlech-
tes Gewissen, wenn Sie Netflix
schauen?
Nein, das habe ich nicht. Ich will
auch niemandem verbieten, Net-
flix oder Youtube zu schauen. Ich
will die Rechenleistung, die da-
hintersteht, nachhaltiger machen.

Statt des Autos kann man die Bahn
benutzen. Gibt es beim Internet
nachhaltige Alternativen?
Im Moment ist das alles noch we-
nig transparent. Wenn ich in ei-
nem Online-Shop einkaufe, kann
ich nicht mal sehen, ob das Pro-
dukt nach EU-Regeln zugelassen
ist. Ich weiß auch nicht, welchen
Strom mein Anbieter nutzt. An-
ders als in der analogen Welt, wo
ich sehe, dass nachhaltiges Papier
etwa den Blauen Engel hat. Im
Netz gibt es solche Zertifikate
nicht. Das muss sich ändern.

Sie sprechen davon, Nachhaltigkeit
in die Algorithmen zu bringen. Was
genau meinen Sie damit?
Ein Beispiel: Wenn Online-Shops
Suchergebnisse anzeigen, könn-

ten sie etwa berücksichtigen, ob
Produkte das Umweltsiegel Blau-
er-Engel tragen und diese dann
als Alternative anbieten. Wer
sagt, so etwas greife in die indivi-
duelle Freiheit ein, dem antwor-
te ich: Heute ist es so, dass wir
zum Mehrkonsum angeregt wer-
den durch Hinweise wie „Kunden,
die diesen Artikel angesehen ha-
ben, haben auch angesehen“ oder
„Wird oft zusammen gekauft“.
Warum sollte es stattdessen nicht
auch den Anreiz in Richtung
Nachhaltigkeit geben, etwa durch
den Hinweis „Ist eine umwelt-
freundlichere Alternative“?

Von Fridays for Future hört man we-
nig zum Thema Digitalisierung. Liegt
es an der stärkeren Betroffenheit
der jungen Aktivisten?
Die meisten Menschen sehen
noch nicht, dass eben mal etwas
im Internet zu suchen, etwas Her-
unterzuladen, in die E-Mails zu
schauen, dass das alles Energie
kostet. Deswegen müssen wir das
transparenter machen. Sonst wird
die Digitalisierung bald genauso
viel CO2 ausstoßen wie der Auto-
verkehr, 2025 könnte es schon so
weit sein. Deswegen habe ich ge-
nau jetzt eine umweltpolitische
Digitalagenda auf den Tisch ge-

legt. Wir dürfen nicht warten, bis
der Schaden angerichtet ist. Jetzt
haben wir die Chance, die Ent-
wicklung in Richtung Nachhaltig-
keit zu beeinflussen. Wir sind die
ersten in Europa, die Umwelt und
Digitalpolitik so konkret zusam-
mendenken.

EU-Vizepräsidentin Margrethe Ves-
tager warnt auch vor digitalem Ener-
giehunger.
Es reicht nicht, davor zu warnen.
Wir müssen jetzt was tun. Zum
Beispiel bei Handys. Einen Akku
auszutauschen ist so teuer, dass
es oft günstiger ist, einen neuen
Vertrag mit einem neuen Handy
abzuschließen. Solche Mechanis-

men zu durchbrechen, etwa mit
einem Recht auf Reparierbarkeit,
das wäre ein enormer Schritt.
Oder ein Recht auf Updates. War-
um müssen ältere Menschen, die
sich an ihr Tablet gewohnt haben,
ein neues kaufen, nur weil es
nicht mehr upgedatet werden
kann? Das könnte man über die
EU-Ökodesign-Richtlinie ändern.
Da sind Handys und Tablets bis-
lang noch gar nicht drin.

Ist die Regulierung, die Sie vorschla-
gen, nicht etwas kleinteilig? Weniger
hochaufgelöste Videos, kein Auto-
play,… Das klingt arg detailverliebt.
Entweder sagt man mir, ich solle
nicht abstrakt reden und Beispie-
le nennen, wenn ich das dann tue,
ist es detailverliebt. Wir brauchen
solche kleinteiligen Beispiele,
weil sich sonst in der Umweltsze-
ne niemand etwas unter Digitali-
sierung vorstellen kann. Eine Ih-
rer ersten Fragen war ja, wie ich
Nachhaltigkeit in Algorithmen
bringen will.

Sie wollen, dass alle Rechenzentren
mit Ökostrom laufen. Wie wollen Sie
das bewerkstelligen?
Dafür brauchen wir erstmal eine
Übersicht über die Rechenzen-
tren, die es in Deutschland gibt.
Wir wissen, dass es ungefähr
50 000 sind. Viel mehr wissen wir
aber auch nicht. Weder wie ener-
gieeffizient sie sind, noch wie
groß ihre Rechenleistung ist. Des-
wegen kann man auch nur schwer
Effizienzstandards festlegen oder
die Abwärme der Rechenzentren
nutzen, um damit andere Gebäu-
de zu heizen. Dafür müsste man
ja erstmal wissen, dass es so ein
Zentrum in der Nähe gibt.

Müsste die Regierung nicht erst Er-
neuerbare Energien ausbauen, vor
allem wegen des Strombedarfs
durch Digitalisierung?
Der Stromverbrauch wird steigen,
so sehe ich das auch. Der Wirt-
schaftsminister setzt eher darauf,
dass man das über effizientere
Geräte wieder rausholt. Mehr
Ehrgeiz bei der Energieeffizienz
brauchen wir in der Tat, aber ich
denke nicht, dass das reichen
wird. Heute ist erst gut die Hälf-
te der Weltbevölkerung im Netz.
Der globale Datenverkehr wird
massiv zunehmen, denn: Jeder
und jede sollte das Recht auf In-
formationen und digitale Diens-
te haben.

Wie bringt man den Ausbau der Er-
neuerbaren wieder in Schwung?
Die Koalition muss eine Lösung
finden, die die Länder mittragen.
Ein Ausweg könnte sein: Wenn je-
des Land einen Beitrag für das
Ziel von 65 Prozent Ökostrom bis
zum Jahr 2030 beisteuert, können
sie selbst entscheiden, wie sie das
machen. Die momentane Arbeits-
teilung, wonach der Norden die
Windenergie herstellt und der Sü-
den sich zurücklehnt und hofft,
dass irgendwann die Stromtras-
sen fertig werden, wird nicht
funktionieren.

„Wir dürfen nichtwarten, bis
der Schaden angerichtet ist“
Svenja Schulze Blauer Engel fürs Online-Shopping, ein Recht auf Reparatur: Die
Umweltministerin will die Digitalisierung nachhaltiger machen. Von Igor Steinle

Umweltministerin Svenja Schulze fordert die große Koalition auf, den
Ausbau der Erneuerbaren voran zu bringen. Foto: Nietfeld/dpa

Digitalisierung
könnte 2025 so

viel Kohlendioxid
ausstoßenwie der
Autoverkehr.

Ein erfolgreiches Jahr
liegt hinter ihr
Svenja Schulze konnte jüngst Erfol-
ge feiern. Gegen großen Widerstand
hat die 51-Jährige ein Klimaschutzge-
setz und CO2-Preis durchgesetzt. Da-
bei kommt die rheinische Frohnatur
mit Wohnsitz Münster aus der For-
schungspolitik. 2010 bis 2017 war sie
Wissenschaftsministerin in NRW.
Auch im Koalitionsvertrag hat sie den
Forschungsteil mit ausgehandelt. Um-
welterfahrung konnte sie 2005 bis
2010 als umweltpolitische Sprecherin
im Landtag sammeln. Vor der Politik
arbeitete als Unternehmensberaterin.

Börsenparkett

Schulterzucken, Ratlosigkeit – die
Börse erlebt die zweite frustrie-
rende Corona-Woche. Und es
drohen weitere schwierige Wo-
chen, wenn nicht Monate. Der
Deutsche Aktienindex fällt zeit-
weise auf den niedrigsten Stand
seit Mitte August. Die Krisen-
stimmung verdeutlicht der An-
stieg des Goldpreises auf 1690
Dollar pro Feinunze – der höchs-
te Stand seit 2013. Genauso wie
die Rendite der zehnjährigen
Bundesanleihe, die auf minus 0,74
Prozent rutscht. Der Ölpreis fällt
auf 50 Dollar pro Fass.

„Von der Virus- zur Aktien-
pandemie“ umschreibt Jens Her-
dack von der Weberbank die
Lage. Eine Rezession scheint
unausweichlich, zumal niemand
weiß, wann die Corona-Epide-
mie ihren Höhepunkt erreichen
wird. Unternehmen dürften rei-
henweise Gewinnwarnungen
aussprechen, glaubt Herdack.
Einziger kleiner Hoffnungs-
schimmer: In China werden die
Fabriken allmählich wieder
hochgefahren.

Die überraschende Zinssen-
kung der US-Notenbank Fed hat
Börsianer nur kurz besänftigt.
Verständlich: Niedrigere Zinsen
schließen keine Lieferketten.
Bei der Europäischen Zentral-
bank gibt es angesichts eines
Leitzinses von null und des Ein-
lagezinses von minus 0,5 Pro-
zent faktisch keinen Spielraum.

Obwohl die Ausbreitung der
Epidemie unklar ist, rechnen
Analysten, wie DZ Banker Mi-
chael Bissinger, mit einer Erho-
lung der Konjunktur und damit
auch der Aktienmärkte im zwei-
ten Halbjahr. Er hält an der
Dax-Prognose von 13 200 zum
Jahresende fest. Rolf Obertreis

Rezession
in Sicht
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